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Drucksadle 3674 


Schriftlicher Bericht 


des Ausschusses für Verkehrswesen 
(30. Ausschuß) 


über den Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zu dem Übereinkommen über ein einheit- 
liches System der Schiff svermessung 
- Drucksache 3522 - 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Bleiß: 

Die Drucksache 3522 wurde in der 214. Plenar- 
sitzung des deutschen Bundestages am 31. Mai 1957 
an den Ausschuß für Verkehrswesen überwiesen. 

Die Bedeutung und Notwendigkeit der Schiffs- 
vermessung ist von sämtlichen schiffahrttreibenden 
Nationen immer anerkannt worden. Stets wurde 
es jedoch als nachteilig empfunden, daß die Ver- 
messungssysteme der einzelnen Länder voneinan- 
der abwichen und dadurch im internationalen Ver- 
kehr ungleiche Wettbewerbsverhältnisse sowie be- 
hindernde Formalitäten und unnötige Kosten ver- 
ursacht wurden. 

Am 26. Juni 1947 Unterzeichneten die Bevoll- 
mächtigten der Regierungen von Belgien, Däne- 
mark, Finnland, Frankreich, Island, Norwegen, 
Schweden und der Niederlande das sogenannte 
„Oslo-Übereinkommen 1947“, das die „Inter- 
nationalen Regeln für die Schiffsvermessung“ des 
Völkerbundes zur weltweiten Anwendung bringen 
sollte. Die Regierungen des Vereinigten König- 
reichs von Großbritannien und Nordirland und 
der Vereinigten Staaten von Amerika waren durch 
Beobachter vertreten. Das Übereinkommen, dem 
die Länder Finnland, Holland, Island, Norwegen und 
Schweden angehören, ist am 30. Dezember 1954 
in Kraft getreten. Großbritannien und eine Reihe 
weiterer großer Schiffahrtsnationen bereiten die 
Ratifizierung vor. 

Das Deutsche Reich und später die Bundesrepu- 
blik Deutschland haben sich stets zu dem Grund- 
satz eines international einheitlichen Schiffsver- 


messungssystems bekannt. Der Gesetzentwurf be- 
inhaltet den Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu diesem internationalen Übereinkommen. 
Darüber hinaus soll der Gesetzentwurf die Grund- 
lage für eine Anpassung der innerdeutschen 
Schiffsvermessungsvorschriften an die des Über- 
einkommens schaffen. 

Auf die Begründung insbesondere zu den ein- 
zelnen Vorschriften in Drucksache 3522 wird Be- 
zug genommen. 

Der Bundesrat hatte vorgeschlagen, 

1. die Eingangsworte und 

2. in Artikel 3 Abs. 2 den Satz 2 durch die Ein- 
fügung der Worte „mit Zustimmung des Bun- 
desrates “ zu ändern. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen hat sich am 
24. Juni 1957 eingehend mit dem Gesetzentwurf 
— Drucksache 3522 — beschäftigt, den Änderungs- 
wünschen des Bundesrates zugestimmt und ein- 
stimmig beschlossen, dem Plenum des Deutschen 
Bundestages zur zweiten und dritten Beratung zu 
empfehlen, den Gesetzentwurf mit den aus der 
nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Änderungen anzunehmen. 


Bonn, den 24. Juni 1957 

Dr. Bleiß 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrucker ei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3651 



B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 3522 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 24. Juni 1957 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 

Rümmele Dr. Bleiß 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über den Beitritt der Bunderepublik 
Deutschland zu dem Übereinkommen über ein einheitliches 
System der Schiffsvermessung 
- Drucksache 3522 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehrswesen 
(30. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über den Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu dem Übereinkommen über ein ein- 
heitliches System der Schiffsvermessung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu dem am 10. Juni 1947 in Oslo Unter- 
zeichneten Übereinkommen über ein einheit- 
liches System der Schiffsvermessung wird mit 
der Maßgabe zugestimmt, daß die Bundes- 
republik Deutschland sich vorbehält, den Ar- 
tikel 75 und die Beispiele zu Artikel 83 in 
Teil IV der Anlage zu dem Übereinkommen 
nach Maßgabe der anliegenden Empfehlun- 
gen I bis III der Tagung der Schiffsvermes- 
sungsachverständigen in Paris vom 14. bis 
26. Juni 1954 anzuwenden. Das Überein- 
kommen wird nachstehend veröffentlicht. 


Beschlüsse des 30. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über den Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu dem Übereinkommen über ein ein- 
heitliches System der Schiffsvermessung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
unverändert 


Artikel 2 

Die Vorschriften des Übereinkommens in 
der durch Artikel 1 abgeänderten Fassung 
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Artikel 2 
unverändert 



Entwurf 

und der Artikel 3 bis 5 dieses Gesetzes gel- 
ten für Seeschiffe, die nach dem Flaggen- 
rechtsgesetz vom 8. Februar 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 79) die Bundesflagge führen, 
sowie für die zur Seefahrt zugelassenen Bin- 
nenschiffe, welche die in § 1 der Dritten 
Durchführungsverordnung zum Flaggen- 
rechtsgesetz vom 3. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 155) festgelegten Grenzen der 
Seefahrt überschreiten und nach Hafen 
außerhalb des deutschen Hoheitsgebietes ver- 
kehren. 

Artikel 3 

(1) Die Schiffsvermessung ist Aufgabe des 
Bundes. Sie wird von dem Bundesamt für 
Schiffsvermessung ausgeübt. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnungen das 
Verfahren der Schiffsvermessung und die 
Mitwirkung der Schiffseigentümer zu regeln 
sowie die Gebühren der Schiffsvermessung 
festzusetzen. Die Rechtsverordnungen be- 
dürfen, soweit sie die Gebühren der Schiffs- 
vermessung betreffen, der Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen sowie des Ein- 
vernehmens mit den Küstenländern. 

Artikel 4 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig einer nach Artikel 3 
Abs. 2 ergangenen Rechtsverordnung zu- 
widerhandelt, soweit die Rechtsverordnung 
auf diese Bußgeldbestimmung verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 20 000 Deutsche Mark, wenn sie 
fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße 
bis zu 5000 Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 

(3) Die Verfolgung der Ordnungswidrig- 
keit verjährt in einem Jahr. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 73 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten ist der Bundesminister für Verkehr. 


Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung die- 


Beschlüsse des 30. Ausschusses 


Artikel 3 
(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnungen das 
Verfahren der Schiffsvermessung und die 
Mitwirkung der Schiffseigentümer zu regeln 
sowie die Gebühren der Schiffsvermessung 
festzusetzen. Die Rechtsverordnungen be- 
dürfen der Zustimmung des Bundesrates und, 
soweit sie die Geibühren der Schiffsvermes- 
sung betreffen, der Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen. 

Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 
unverändert 
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Entwurf 

ses Gesetzes feststellt. Rechtsverordnungen, 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 

(2) Dieses Gesetz gilt im Saarland vom 
Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 1587) an. 

Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt § 3 des Gesetzes über 
die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiete 
der Seeschiffahrt vom 22. November 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 767) außer Kraft. 

(3) Die Schiffsvermessungsordnung in der 
Fassung der Bekanntmachungen vom 1. März 
1895 (Reidisgesetzbl. S. 160), vom 22. Mai 
1899 (Reidisgesetzbl. S. 310), vom 7. Mai 
1906 (Reidiszentralblatt S. 564), vom 
12. April 1908 (Reidisgesetzbl. S. 149) und 
vom 11. Dezember 1913 (Reidisgesetzbl. 
S. 780) tritt außer Kraft, sobald die zu ihrem 
Ersatz bestimmten, auf Grund von Artikel 3 
Abs. 2 zu erlassenden Rechtsverordnungen 
in Kraft treten. 

(4) Der Tag, an dem das Übereinkommen 
nach seinem Artikel 15 für die Bundesrepu- 
blik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 


Beschlüsse des 30. Ausschusses 


Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1* September 
1957 in Kraft. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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